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1) Gesetz: ZPO § 566 a
Rechtssatz: Die schriftliche Erklärung der Einwilligung

des Gegners mit der Übergehung der Berufungs­
instanz kann auch nach Einlegung der Revision 
während der Revisionsfrist nachgereicbt werden.

2) Gesetz: BBG § 184
Hechtssatz: Wird eine vor Inkrafftreten des Bundesbeamten- 

gesetzes erhobene Klage nach Inkrafftreten des 
Bundesbeamtengesetzes erweitert, so sind die 
Zivilgerichte auch zur Entscheidung über die er­
weiterte Klage zuständig.

3) Gesetz: BGB § 139
Bechtssatz: Zur Präge, unter welchen .Voraussetzungen die

Nichtigkeit eines Teiles der einheitlichen Be­
stimmung eines Gesetzes oder einer Verordnung 
nicht die Nichtigkeit der ganzen Bestimmung zur 
Polge hat.

4) Gesetz: WeimVerf Art 129
Bechtssatz: Art 129 WeimVerf* hat zwar im nationalsozialisti­

schen Staat seine positivistische Kraft als 
Reichsverfassungssatz verloren und sie später 
nicht wiedererlangt;- die beamtenrechtlichen An­
sprüche auf Gehalt und Versorgung stehen aber unter 
dem Schutze der jeden Gesetzgeber bindenden Eigen­
tumsgarantie. Soweit sie nicht verletzt wird, 
können die Beamtenbezüge im Wege der einfachen 
Gesetzgebung herabgesetzt werden gleichgültig, 
ob ihre Herabsetzung durch Änderung eines Gesetzes

*
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erfolgt, in dem (wie z.B. in § 39 Reichsbe­
soldungsgesetz) die Änderung im Wege der einfa­
chen Gesetzgebung Vorbehalten war, oder durch 
Änderung eines Gesetzes, in dem (wie z.B. im 
Deutschen Beamtengesetz) eine solche Ändei'ung 
nicht Vorbehalten war (Aufgabe von BGHZ 6, 208; 
9, 359)«

5) Gesetz; 2«»Verordnung des Verwaltungsrats des Vereinigten
Wirtschaftsgebiets zur Sicherung der Währung 
und der öffentlichen Finanzen (GVB1 VerWiGeb 1948, 
111) § 2 Ziff 2» 

r. m a  §§<89,' 1 1 -  * o u  ;

Reehtssatzs Die in der 2.* Sicherungsverordnung angeordnete
Herabsetzung des Buhegehaltes der bereits in den 
Ruhestand versetzten Beamten von 80# auf 75# der
ruhegehaltsfähigen Bezüge ist zulässig.

6) Gesetz; 2.Verordnung des Verwaltungsrats des Vereinigten
Wirtschaftsgebiets zur Sicherung der Währung und 
der öffentlichen Finanzen (GVB1 VerWiGeb 1948, 111) 
§ 2 Ziff 3? DBG §§ 98, 100; B3G § 129

Rechtssatz? Die in der 2cSicherungsverordnung im Hinblick auf 
einen erheblichen Altersunterschied der Ehegatten 
angeordnete Herabsetzung der Bezüge junger Wit­
wen alter Beamter bis auf 50# ist zulässig.

Aktenzeichens III ZR 77/54 DG Frankfurt a*M.
Urteil des BGH vom 31 »Januar 1955 (Sprungrevision)



IXX ZR 77/54 f Y

Verkündet 
am 31c Januar 19 5*>

M H f e ,  Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

der _____ 
der Oberpos’

vertreten durch den Präsidenten

Beklagten, Revisionsklägerin und Ansohlußrevisions- 
beklagten,

- Prozeßbevollmächtigtert Rechtsanwalt

g e g e n
Frau Lina 33____
W ü l H H H N  t r a s s e

gebcWl

Klägerin, Revisionsbeklagte und Anschlußrevisions­
klägerin,

- Prozeßbevollmächtigteri Rechtsanwalt Frhr8v,|

hat der Ill.Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 17.Januar 1955 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Prof.Dr.Geiger sowie der Bundesrich­
ter 3)r.Pag endarm, Dr.Weber, Dr.Kreft und Dr,Beyer

für Recht erkannt*

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil der 
4.Zivilkammer des Landgerichts in Frankfurt a„Main vom 
4.Februar 1954 aufgehoben? die Anschlussrevision der 
Klägerin gegen das genannte Urteil wird zurückgewiesen.
Die Klage wird abgewiesen.
Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Klägerin.

lu. .

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
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Tatbestands

Die Klägerin heiratete am 16.Dezember 1937 im Alter von 
36 Jahren den 62 Jahre alten Postinspektor Otto eU H H R *  
Nach 54 DienstJahren bei der Beklagten und 6 3/4 jähriger 
Ehe mit der Klägerin verstarb der Postinspektor 
am 26.Oktober 1944. Die Klägerin erhielt Witwenbezüge in 
Höhe von zunächst monatlich 192,60 EM und später DM. Ab
1.Januar 1949 wurdender Klägerin von der Beklagten die ihr 
bis dahin gezahlten Witwenbezüge gekürzt. Die Beklagte 
stützte sich dabei auf § 2 Ziff 3 der aufgrund des § 2? 
übs 2 a UmstG erlassenen Verordnung des Verwaltungsrates 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 20.Oktober 1948 
zur Sicherung der Währung und öffentlichen Finanzen (GrVBl 
ArerWiCreb 1948, 111). Danach wird das Witwengeld einer Be­
amtenwitwe, die mehr als 15 Jahre jünger als der verstor­
bene Beamte war, für jedes angefangene Jahr des Altersun­
terschiedes über 15 Jahre um l/20 gekürzt? nach lOjähriger 
Dauer der Ehe wird für jedes angefangene Jahr ihrer weite­
ren Dauer dem gekürzten Betrag l/lO des Witwengeldes so­
lange hinzugesetzt, bis der volle Betrag v/ieder erreicht 
ist.

Die Kürzung erfolgte zunächst in der vollen in der 
Verordnung vorgesehenen Höhe. Sie wurde später rückwirkend 
aufgrund des Erlasses des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeld-ewesen vom 28.April 1953 - III J 1 8300 - 0 
dahin gemildert, dass mindestens 50# der ursprünglichen 
Versorgungsbezüge trotz der in der Verordnung vorgesehenen 
Kürzung zu zahlen seien. Diese erhöhten Zahlungen wurden 
nachträglich vom 1.Januar 1949 an geleistet. Unstreitig 
wurden danach an die Klägerin gezahlts
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vom I. 1,49 bis 30, 9.51 = 33 Monate zu 108,60 DM,
vom 1.10.51 bis 31.12.52 = 15 Monate zu 127,35 BI,
vom 1. 1.53 bis 31..3.53 = 3 Monate zu-128,59 DM.

Vom 1.April 1953 bis 31.August 1953 erhielt die Klägerin 
die vollen ungekürzten Bezüge in Höhe von monatlich 314,32 DM. 
Seit dem 1.September 1953 erhält sie nach einer Kürzung von 
25# monatlich 227,59 DM.

Mit der Klage wendet sich die Klägerin gegen die Kürzung 
ihrer Bezüge in der Zeit vom 1. Januar 1949 bis zum 31-März 
1953. Sie verlangt für diesen Zeitraum den gleichen Betrag 
von 227,59 DM, wie er ihr seit dem 1.September 1953 gezahlt 
wird. Sie ist der Auffassung, dass die Verordnung vom 20, 
Oktober 1948 rechtsunwirksam sei, zumindesten auf ihre Be­
züge keine Anwendung hätte finden dürfen.

Die Klägerin beantragt, die Beklagte zur Zahlung von 
5 727,42 DM nebst 5# Zinsen zu verurteilen. Die Beklagte 
beantragt Klageabweisung* sie hält die Verordnung vom 20. 
Oktober 1948 für voll wirksam und trägt vor, in keinem Pall 
könne bei Annahme einer 25#igen Kürzung mit der Klägerin 
von den jetzigen Bezügen ausgegangen werden, sondern es müs­
se die Kürzung der für den streitigen Zeitraum jeweils ge­
setzlich vorgesehen gewesenen Bezüge vorgenommen werden.-

Das Landgericht hat der Klage in Höhe von 2940*-DM nebst 
4# Zinsen seit dem 18.Juli 1953 stattgegeben, im übrigen 
aber die Klage abgewiesen. Es geht davon aus, dass eine Kür­
zung von 25# zulässig gewesen sei, dass aber nicht von den 
am 1,September 1953 maßgeblichen Grundgehalt, sondern von 
dem für die einzelnen Zeitabschnitte jeweils in Betracht 
kommenden Grundgehalt auszugehen sei.
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i:
Gegen das Urteil hat die beklagte Post Sprungrevision 

eingelegt| sie beantragt volle Abweisung der Klage * Die 
Klägerin hat Anschlussrevision eingelegt und beantragt, 
die Beklagte auch insoweit zu verurteilen, als die Klage 
im ersten Rechtszuge abgewiesen worden ist* Beide Partei­
en beantragen wechselseitig die Zurückweisung der Revision 
der Gegenseite«

Entscheidungsgründe:

I«

Die Beklagte hat unter Übergehung der Berufungsinstanz 
die nach § 566 a ZPO mögliche Sprungrevision eingelegt.
Die nach § 566 a Abs 2 ZPO vorgeschriebene Einwilligung 
des Gegners mit der Übergehung der Berufungsinstanz liegt 
zwar vor? sie ist aber entgegen § 566 a Abs 2 Halbs 1 ZPO 
nicht der Revisionsscbrift beigefügt, sondern erst einen 
Tag nach Einlegung der Revision nachgereicht worden. Nach 
der ausdrücklichen Regelung des § 566 a Abs 2 ZPO ist ei­
ne Revisionsscbrift, der die Einwilligungserklärung nicht 
beigefügt ist, unvollständig? sie bewirkt eine zulässige 
Rechtsmitteleinlegung nicht, weil es insoweit an einer im 
Gesetz erforderlichen Voraussetzung fehlt. Jedoch kann 
die zunächst unzulässig eingelegte Revision während des 
Laufes der Revisionsfrist jederzeit nochmals in zulässiger 
Weise eingelegt werden. Bei dieser Rechtslage würde es 
eine formalistische Überspitzung bedeuten, die Nacbreichung 
der Einwilligungserklärung nicht genügen zu lassen, weil 
die Einlegung des Rechtsmittels nicht wiederholt worden ist 
Die Bestimmung der Einreichung der Erklärung m i t  der ^  
Revisionsschrift bezweckt, Klarheit darüber zu verschaffen! 
ob die S p r u n g  revision zulässig ist« Dieses Ziel
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wird auch erreicht, wenn ohne förmliche Wiederholung 
der ^echtsmitteleinlegung innerhalb der Revisionsfrist 
die Einwilligungserklärung nachgereicht wird (Stein- 
Jonas Äufl 17 § 566 a Anm II 2? RArbG in PR 1945,1002).

Im vorliegenden Palle ist die Einwilligungserklärung 
innerhalb der Revisionsfrist nachgereicht worden. Pie 
Sprungrevision ist daher ordnungsgemäss eingelegt.

II.

Pür die Entscheidung der vorliegenden Klage über Ver- 
sorgungsansprüohe der Witwe eines im Jahre 1944 verstor­
benen Beamten der früheren Deutschen Keichspost sind die 
zivilen Gerichte zuständig. Die Regelung der §§ 186, 172 
BBG, wonach für solche Klagen der Verwaltungsrechtsweg 
gegeben ist, finden nach § 184 Abs 1 BBG nur Anwendung 
auf Klagen, die nach dem am 1.September 1955 erfolgten In­
krafttreten des Bundesbeamtengesetzes erhoben werden. So­
wohl ”Armenrechtsgesuch und KlageM vom 23.Mai 1953 wie der 
nach Zurücknahme des Armenrechtsgesuches eingereichte 
Schriftsatz vom 10.Juli 1955 mit einem geänderten Antrag 
sind vor dem 1.September 1953 zugestellt worden. Aller­
dings ist die Klage erst durch Schriftsatz vom 5.Januar 
1954 von ursprünglich 1500 DM für die Zeit vom 1.Oktober 
1951 bis 1.Oktober 1952 zu wenig gezahlter Versorgungsbe­
züge auf 5 727,42 DM für die Zeit vom 1.Januar 1949 bis 
31 .März 1953 zu wenig gezahlter Versorgungsbezüge erwei­
tert worden* Diese Klageerweiterung liegt also erst nach 
dem 1.September 1953.

Durch diese Klageerweiterung sind zwar weitere vermö­
gensrechtliche Rechtsansprüche rechtshängig geworden 
(§ 281 ZPO). Im Hinblick auf § 263 Abs 2 Ziff 2 in Ver-



bindung mit § 281 ZPO, wonach nur die R e c h t s h ä n ­
g i g k e i t  die Wirkung hat, dass die Zuständigkeit 
des Prozeßgerichts durch eine Veränderung der sie begrün­
denden' Umstände nicht berührt wird, mag die Klageerwei­
terung des § 268 Ziff 2 ZPO, auch wenn sie nicht als 
Klageänderung gilt, eine erneute Prüfung der Zuständig­
keit erforderlich machen (Stein-Jonas Aufl 17 § 26*3 Arm 
IV 4; 268 Anm VIII), worauf auch die Regelung in § 506 ZPO 
hinweist. Anderes gilt aber auf jeden Pall da, wo positiv­
rechtlich eine Sonderregelung getroffen worden ist (Stein- 
Jonas avl£ 17 § 263 Anm IV 2).

♦ Die Regelung in § 184 DBG stellt nicht auf den Zeit- . 
punkt des Rechtshängigwerdens eines einzelnen Anspruches, 
sondern allein auf den Zeitpunkt der Erhebung der Klage 
ab, Biese Regelung hat zum Ziel, Klageverfahren vor den 
zivilen Gerichten zu Ende zu führen, wenn die Klage vor 
dem Stichtag (l,9»1953) bereits vor diesen Gerichten anhän­
gig war und die Zivilgerichte mit ihr befasst waren. Da­
durch soll einer Verzögerung der Verfahren vorgebeugt wer­
den. Dieses Ziel würde mindestens da gefährdet, wo infolge 
einer zulässigen Klageerweiterung nur der Klageantrag in 
der Hauptsache erweitert wird. Deshalb ist § 184 Abs 1 BBG 
dahin zu verstehen, dass mindestens in Pallen wie dem vor­
liegenden, in dem die Klage unter Ausdehnung über die ur­
sprünglich genannten Zeitabschnitte hinaus erweitert wird, 
die ursprünglich zur Entscheidung gestellten Streitfragen 
aber die gleichen bleiben, die Zuständigkeit der zivilsen 
Gerichte auch für die erweiterten Klageanspräche bestehen 
bleibt.

Die Zuständigkeit der zivilen Gerichte zur Entscheidung 
des Rechtsstreites ist daher auch für die erweiterten Kla­
geanträge im Hinblick auf § 184 B3G zu bejahen.
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III.

Der Rechtsweg für vermögensrechtliche Ansprüche der 
Hinterbliebenen eines Beamten ist jedoch nur unter den 
Voraussetzungen des § 145 DBG gegebene Insoweit fehlt es 
an jeglicher Prüfung durch das Landgericht. Biese Prüfung 
ist als die Prüfung einer Prozeßvoraussetzung auch im Re­
visionsrechtszug von Amts wegen, also selbst ohne Rüge 
der Parteien, vorzunehmenj deshalb steht entgegen der von 
der Klägerin im Revisionsrechtszug. vertretenen Ansicht 
auch die Vorschrift des § 566 a Abs 3 ZPO (Unzulässigkeit 
von Verfahrensrügen bei der Sprungrevision) der von amts- 
wegen erforderlichen Prüfung der Voraussetzungen des § 143 
DBG nicht entgegen. Dabei kann auch das Revisionsgericht 
die erforderlichen tatsächlichen Feststellungen im Wege 
des Preibeweises treffen.

i

1) Der Rechtsweg ist durch den Versorgungsbescheid der 
beklagten Post über die Höhe der der Klägerin ab 1.Januar 
1949 zustehenden Bezüge vom 12.Januar 1949 eröffnet worden, 
da Versorgungsbescheide nach § 143 Abs 2 DBG als Vorbe­
scheide nach § 143 Abs I DBG gelten. Darauf, ob dieser "Vor­
bescheid” zugestellt (§ 163 DBG) worden ist, kommt es für 
die Eröffnung des Rechtsweges nicht an, da auch der nicht 
formgerecht zugestellte Vorbescheid den Rechtsweg eröffnet 
(Urteil des Senats vom 19«März 1953 - III ZR 155/52 S 16 = 
VerwRsp 1953 Hr 141 = ZBR 1953, 65). 2

2) Jedoch kann der Rechtsweg in mehrfacher Beziehung 
wieder geschlossen worden sein. Die Klage muss zunächst, 
falls der Versorgungsbescheid formgerecht zugestellt wor­
den ist, innerhalb sechs ifconaten seit Zustellung erhoben 
werden oder, falls er von einer nachgeordneten Behörde er­
lassen worden ist, genügt es zur Wahrung der Prist auch,
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wenn innerhalb der gleichen Prist Beschwerde bei der ober­
sten Dienstbehörde des Beamten eingelegt worden ist; wer­
den diese Fristen nicht gewahrt, so ist der Rechtsweg wie­
der geschlossen• Der Rechtsweg kann auch dadurch geschlos­
sen worden sein, dass neben den Versorgungsbescheiden ein 
Vorbescheid nach § 143 Abs 1 DBG oder ein Beschwerdebe­
scheid der obersten Dienstbehörde wegen des Versorgungsbe­
scheides der nachgeordneten Behörde formgerecht zugestellt 
worden ist und die Sechsmonatsfrist seit der Zustellung 
dieser Bescheide verstrichen ist. Endlich kann der Rechts­
weg dadurch geschlossen worden sein, dass der Beamte un­
abhängig von dem Versorgungsbescheid einen Vorbescheid 
nach § 143 DBG beantragt oder Beschwerde gegen den Versor­
gungsbescheid der nachgeordneten Behörde bei der obersten 
Dienstbehörde eingelegt hat,* dieser Antrag oder diese Be­
schwerde aber innerhalb der zweimal oecbsmonatsfrist des •
§ 143 Abs 1 DBG nicht durch formgerecht zugestellten Be­
scheid beschieden worden ist {Urteil des erkennenden Senats 
vom 16oApril 1953 - III ZR 365/51 S 4 -).

3) Eine Schliessung des Rechtsweges durch Ablauf von sechs - 
Monaten seit Zustellung von Versorgungsbescheiden oder seit
Zustellung von Vorbescheiden nach § 143 Abs 1 DBG ist nicht 
.eingetreten, weil nach dem übereinstimmenden Vortrag der 
Parteien, gegen dessen Richtigkeit sich aus den Versorgungs­
akten der Klägerin keine Bedenken ergeben, sämtliche der
zahlreich ergangenen Versorgungsbescheide wie auch alle an­
deren "Bescheide3 * * * * * * * 11 nicht zugestellt worden sind. Es bedarf
daher auch keiner Prüfung mehr, ob jene anderen '»Bescheide11 
überhaupt Vorbescheide im Sinne des § 143 Abs 1 DBG gewesen
sind, -tfine Beschwerde gegen die Versorgungsbescheide der
nachgeordneten Behörden an die oberste Dienstbehörde ist
von der Klägerin nicht eingelegt worden, so daß es insoweit
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keiner Prüfung bedarf, ob die oben erwähnte zweimal 
oechsmonatsfrist zur klageerhebung seit Einlegung einer 
solchen Beschwerde gewahrt worden ist.

4) Bei der Prüfung, ob und wieweit bereits Anträge auf 
Erteilung von Vorbescheiden nach § 143 Abs 1 DBG den 
Bechtsweg wieder verschlossen haben, ist von der ständi­
gen Rechtsprechung des Senats (vgl die Zusammenstellung 
der Rechtsprechung des Senats zum Vorbescheid in Zeit­
schrift für Beamtenrecht 1954? 289 2u II 1, im besonderen 
Anm 27 und 28) auszugehen, dass als ein derartiger Antrag 
angesichts der weittragenden Bedeutung, die ihm wegen der 
durch ihn in Gang gesetzten Klageausschlußfrist zukommt, 
nur eine Eingabe angesehen werden kann, durch die der Be­
amte eindeutig*zu erkennen gibt, welchen Anspruch er gel­
tend macht, und dass er hierzu die endgültige Stellungnahme 
der zuständigen Stelle erbittet.

Der Antrag der Klägerin vom 23»Februar 1949 an den Hes­
sischen Finanzminister, der von diesem an die Oberpost- 
oirefction in Frankfurt a.Main "zuständigkeitsbalber" wei­
tergegeben und der deshalb als ein Antrag an die zur Ent­
scheidung zuständige Stelle angesehen werden kann (vgl da­
zu Zusammenstellung III 3), enthält zwar den Antrag, die 
Versorgungsbezüge künftig wieder in der seitherigen Höhe 
ohne Kürzung zu zahlen; dieser Antrag wird aber nach dem 
gesamten Inhalt der Eingabe nicht als ein Rechtsanspruch 
geltend gemacht, sondern als Bitte, der Klägerin über die 
durch die Kürzung ihrer Versorgungsbesüge eingetretene 
Notlage hinwegzuhelfen. Dementsprechend besagt der Bescheid 
der Oberpostdirektion vom 7.Mai* 1949 auch nur, an der Fest­
setzung der Versorgungsbezüge könne nichts geändert werden, 
da es sich um eine vom Verwaltungsrat des Vereinigten Wirt­
schaftsgebietes erlassene Anordnung handle, die keine Aus-
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nahmen vorsehe. Die Ungültigkeit der Kürzungen der Spar­
verordnung ist also von der Klägerin nicht geltend gemacht 
worden; sie ist vielmehr in ihrer Eingabe gerade von der 
gesetzlichen Zulässigkeit der Kürzungen ausgegangen. Sie 
hat also nicht Kechtsansprtiche auf die ungekürzte Zah­
lung der Bezüge geltend gemacht. Ein Antrag auf einen Vor­
bescheid liegt daher in jener Eingabe nicht.

Das gleiche gilt sinngemäss von der Eingabe, die die 
Klägerin am 21.Februar 1949 unmittelbar an die Oberpost­
direktion in Frankfurt a .Kain gerichtet hat. Auch die im 
Aufträge der Klägerin von Prof .Dr.GÄfc unter dem 31,Januar 
1950 gerichtete Anfrage an den Präsidenten der Oberpost­
direktion betont Ausdrücklich, dass !,ohne vorerst die Rechts­
frage zu berühren, über die man sehr streiten könne", der 
Klägerin an einer "gütlichen Lösung" gelegen sei, durch 
die der Kotlage gesteuert werden könne, in welche sie durch 
Kürzung der Pension gekommen sei.

Die Eingaben der Klägerin vom 4.Oktober 1949 und .13. 
September 1950 an den Bundespräsidenten scheiden als An­
träge auf Vorbescheid schon deshalb aus, weil aus ihrer 
Form ersichtlich ist, dass die Klägerin damit nicht eine 
Entscheidung "der obersten Dienstbehörde", sondern die des 
Staatsoberhauptes erstrebte, wie sie es in der zweiten Ein­
gabe ausdrücklich mit dem Bemerken betont, sie mache diese 
Eingabe nur, weil die "oberste Dienstbehörde" nach dem 
damaligen Rechtszustand nicht in der Lage sei, ihr höhere 
Bezüge zu zahlen.

Demnach ist der durch die formlos mitgeteilten Versor­
gungsbescheide eröffnete Rechtsweg später nicht wieder ge­
schlossen worden. Die Vorschriften des § 143 DBG stehen 
daher der Klage nicht entgegen.
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Each § 2 Ziff 3 der Zweiten Verordnung des Verwal­
tungsrates des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zur Si­
cherung der Währung und der öffentlichen Finanzen vom 20, 
Oktober 1948 (CTB1 VerWiG-eb 1948, 111) wird ab 1.Januar 
1949 (§8 der VO) das Witwengeld einer Be amtenwitwe, die 
mehr als 15 Jahre jünger als der verstorbene Beamte war, 
für jedes angefangene Jahr des Altersunterschieds über 
15 Jahre um l/20 gekürzt} nach lOjäfcriger Bauer der She 
wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Bauer dem 
gekürzten Betrag l/lö des Witwengeldes solange hinzuge­
setzt, bis der volle Betrag wieder erreicht ist. Da die 
Klägerin 26 Jahre jünger als ihr verstorbener Ehemann war, 
vermindern sich ihre Bezüge bei Anwendung der Sicherungs­
verordnung um 11/20; eine Auffüllung t^at nickt ein, weil 
die Ehe weniger als 10 Jahre bestanden hatte.

1) Bas Berufungsgericht sieht eine Kürzung um mehr als 
25/0 der jeweiligen Versorgungsbezüge für willkürlich an.
Die beklagte Post hält in der Revision eine Kürzung bis 
auf 509& für zulässig, während die Klägerin in ihrer An­
schlußrevision eine Kürzung für Überhaupt unzulässig an­
sieht.

2) Vorweg sei bemerkt, dass die aufgrund des § 27 *bs 2 a 
UmstG ergangene Sicherungsverordnung von den deutschen Ge­
richten sowohl materiell wauf ihre Vereinbarkeit mit über­
geordnetem deutschem Recht” (BGHZ 6, 208 /?ICj7), wie da­
rauf geprüft werden kann, ob sie formell ordnungsmässig 
zustande gekommen ist (BGHZ 2, 117 /T26 ff/)9 und ob sie 
sich im Rahmen der von der Besatzungsmacht gegebenen Er­
mächtigung hält (BGIIZ 6, 147 /156/97*). Bern steht auch Art 
XV der Proklamation Nr 8 der amerikanischen Militärregierung
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und der MilRegVO Nr 127 (ABI HilRegBrZ 691) Betreffend 
Errichtung eines Deutschen Obergerichtes für das Verei­
nigte Wirtschaftsgebiet schon deshalb nicht entgegen, weil 
die Sicherungsverordnung nicht als ein von Bipartite Board 
genehmigtes Gesetz der Verwaltung des Vereinigten Wirt­
schaftsgebietes anzusehen ist, wie der Senat bereits auf 
Seite 7/9 seines insoweit in DVerwBl 1952, 730 nicht ab­
gedruckten Urteils vom 22«September 1952 - III ZE 180/51 - 
ausgeführt hat.

3) Der Senat hat in dem bereits angeführten Urteil vom 
22.September 1952 - III ZS 180/51 - (DVerwBl 1952, 730) 
auq» esprochen, dass durch § 27 Abs 2 UmstS nicht gedeckte 
Willkür dann vorliegt, wenn bei gleicher Sachlage einer 
Personengruppe die Bezüge soweit gekürzt werden, dass von 
einer Gewährung des Lebensunterhaltes, bemessen nach dem 
Stande dies in Betracht kommenden Beamten, nicht mehr die 
Rede sein kann, solange den anderen Gruppen ein derartiger 
Lebensunterhalt noch gewährt wird, und dass die Entziehung 
der Versorgungsansprüche gegenüber jungen Witwen alter Be­
amter durch § 2 Ziff 5 SichVO daher mindestens insoweit 
nichtig ist, als den Witwen weniger als der Lebensunterhalt 
gemäss dem Stande ihres verstorbenen Hannes belassen wird.
An dieser Beurteilung ist festzubalten. Der.Senat hat in 
der gleichen Entscheidung dargelegt, die Herabsetzung der 
Versorgungsbezüge der Witwe eines Heichsbahnamtmannes, der 
die Höchstpension erreicht hatte, auf weniger als die Hälfte 
führe dazu, dass von Gewährung des Lebensunterhaltes ge­
mäß dem Stande.des verstorbenen Hannes keine Rede mehr sein 
könne« Diese Würdigung ist bei der fast völlig gleichen La­
gerung aller Verhältnisse ohne weiteres auch auf die Ver- 
sorgungsbezüge zu übertragen, die übrig bleiben, wenn - wie 
hier - der Witwe eines Postinspektors, der die Eöchstpension 
erreicht hatte, die Versorgungsbezüge auf weniger als 50# ge-
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kürzt werden. Insoweit, als die Sicherungsverordnung in 
5 2 Ziff 3 die Versorgungsbezüge der Klagerifc unter 50# 
der ursprünglichen Bezüge herabsetzt, ist sie daher nich­
tige

allerdings ist im vorliegenden Prozeß im Hinblick dar­
auf, dass die Beklagte 50# der jeweiligen vollen Bezüge 
zahlt und die Klägerin sich mit einer 25#igen Kürzung der 
vollen Bezüge abfindet, nicht mehr zu entscheiden, ob die 
Beklagte die Bezüge auf weniger als 50# kürzen kann, son­
dern nur noch, ob sie dieselben auf weniger als 75# (bemes­
sen nach dem jetzigen erhöhten Grundgehalt) kürzen darf, 
so dass auf Grund der bisherigen Erwägungen noch nicht un­
mittelbar über einen Teil des KlageanSpruches entschieden 
ist. Jedoch ergibt sich aus den vorstehenden Erwägungen, 
daß § 2 Ziff 3 der 2.SichV0 jedenfalls zum Teil nichtig ist.

Die teilweise Nichtigkeit des § 2 Ziff 3 der 2.SichV0 
hat aber nicht die Nichtigkeit dieser ganzen Bestimmung 
zur Folgec Auch im öffentlichen Recht gilt der dem § 139 
BGB zugrundeliegende Kechtsgedanke; das bedeutet: Das von 
der Verwaltung und vom Gesetzgeber Gewollte soll nach Mög­
lichkeit erhalten bleiben. Die Nichtigkeit eines Teiles ei­
nes Verwaltungsaktes, eines Gesetzes oder einer einzelnen 
Rechtsvorschrift, führt also nicht zur Nichtigkeit des gan­
zen Verwaltungsaktes, des ganzen Gesetzes oder der ganzen 
Einzelbestimmung, wenn nicht zwingende Vorschriften, allge­
meine Rechtsgrundsätze des öffentlichen Hechts oder beson­
dere Umstände ergeben, dass der - an sich rechtlich unbe-'* 
denkliche - Rest des Koheitsaktes allein nicht Bestand ha- 
ben kann (vgl BGZ 133, 206 ^Sil/; 134, 1 /15/; BGHZ 9, 359
ZW) •

Die Eigenart des vorliegenden Falles besteht darin, daß 
die oben bezeichnete, äusserlich einheitliche * Vorschrift
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Palle umfasst, in denen unzulässigerweise über 50# der 
Bezüge gekürzt werden, wie auch solche, in denen die 
Kürzung weniger ausroacht. Gegen eine Zerlegung der ein­
heitlichen Bestimmung in einen nichtigen und einen gülti­
gen Teil bestehen hier keine Jedenken. Der Teil der Kür- 
zungsstaffel, der Kürzungen bis zu 50# vorschreibt, wird 
von der Dichtigkeit der Kürzungen über 50# unmittelbar 
überhaupt nicht betroffen. Insoweit könnte höchstens ge­
fragt werden, ob der Gesetzgeber diese Kürzungen nicht ange­
ordnet hätte, wenn er erkannt hätte, dass Kürzungen über 
50# unzulässig-waren. Erkennbar wollte jedoch der Gesetz­
geber der 2.Sicherungsverordnung die vorgesehenen Herab­
setzungen der Bezüge in möglichst grossem Umfange, min­
destens aber, falls sie nicht voll herbeizuführen waren, 
in dem Umfange, in dem sie rechtswirksam herbeigeführt 
werden konnten (BGHZ 9, 359 « Hat aber der Gesetz­
geber in der Verordnung zum Ausdruck gebracht, dass er be­
reits bei einem Altersunterschied der Ehegatten zwlsehen 
15 und 25 Jahren zulässige Kürzungen bis zu 50# wollte, so 
ergibt sich daraus z u r  G e w i ß h e i t ,  dass er bei 
noch grösserem Altersunterschied der Ehegatten mindestens^, 
die gleichen Kürzungen angeordnet hätte, wenn er die Unzu­
lässigkeit höherer Kürzungen als 50# in Rechnung gestellt 
hätte.

Die für die mittelbare Entscheidung des Rechtsstreits 
im vorliegenden Palle nicht interessierende "Teil"-Dichtig­
keit des § 2 Ziff 3 SichVO (Kürzung über 50#) enthebt da­
her das Gericht nicht der .Prüfung, ob eine geringere Kür­
zung als eine solche um 50# zulässig ist.

4) Bei der Prüfung, oh § 2 Ziff 3 SichVO mit übergeord­
netem deutschem Recht vereinbar ist, erhebt sich die Präge
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nach der Geltungskraft des Art 129 Abs 1 Satz 3 WeimVerf,

-der Grosse Senat für Zivilsachen hat seine Auffassung 
von der auch nach 1933 und nach 1945 noch fortdauernden 
Verfassungskraft des Art 129 Abs 1 Satz 3 WeimVerf (BGHZ 
6, 208 /21Ö/) in dem Verfahren, das zur Entscheidung BGHZ 
13, 265 15X[J führte, dahin klargestellt, dass Art 129 aaO 
nach dem Zusammenbruch zwar positivistisch nicht mehr die . 
Kraft eines Reichsverfassungssatzes besaß, dass sein In­
halt aber, soweit er die übergesetzliche Eigentumsgarantie 
auf dem Gebiete des Beamtenrechts verwirklichte, auch vor 
dem Inkrafttreten des Grundgesetzes Jeden Gesetzgeber ge­
bunden hat mit der Folge, dass eine jener Garantie wider­
sprechende gesetzliche Vorschrift nichtig ist.

Dem schliesst sich der erkennende Senat an.
Es bedarf daher der Prüfung, ob die Herabsetzung der 

Versorgungsbezüge der jungen »Vitwen alter Beamter bis auf 
50?* mit der Eigentumsgarantie vereinbar ist.

5) Bas Kesen des Beamtentums besteht-darin, dass der Be­
amte kraft eines einseitigen staatlichen Hoheitsaktes in 
ein dauerndes, nicht kündbares Lebens- und Rechtsverhältnis 
zu einem Dienstherrn tritt,- kraft dessen er seine ganze 
Kraft in dessen Dienst zu stellen hat, solange er dazu fä­
llig ist, wogegen cler Dienstherr die Verpflichtung übernimmt 
ihm den standesgemässen Lebensunterhalt für sich und seine 
Familie zu gewähren, und zwar zunächst in Gestalt des vol­
len Dienststelleneinkommens, später aber, wenn er keine 
Dienste mehr leistet, als Ruhegehalt; insofern ist die Ver­
pflichtung des Staates eine lebenslängliche; sie erstreckt 
sich sogar durch die Versorgung der Hinterbliebenen des Be­
amten über dessen Tod hinaus (RGZ 104, 58 jff&j *' Urteil des
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Senats vom 22.September 1952 - III ZR 180/51 - DVerwBl 
1952, 750). Das Beamtenrechtsverhältnis ist demnach 
durch zwei Momente charakterisiert; Zunächst dadurch, 
daß es sich um ein grundsätzlich unkündbares Lebensver­
hältnis mit Alimentationsverpflichtung des Beamten durch 
den Dienstherrn handelt, andererseits dadurch, dass der 
Beamte in einem Öffentlichrechtlichen Dienstverhältnis 
steht und damit sehr weitgehend der Gewalt des Dienst­
herrn, insbesondere der des Staates, unterworfen ist.
Dieses Unterworfensein wirkt sich auch aus auf die ver­
mögensrechtlichen Ansprüche der Beamten? Im Gegensatz zu 
privatrechtlicben Arbeitsverhältnissen bestimmen nicht die 
Vertragsparteien die Höhe der zu zahlenden Gehälter? viel- 
mehr werden diese einseitig vom Staate, auch wenn er selbst 
der Dienstherr ist, durch Gesetz festgesetzt. Durch Bin- 
tritt in das Beamtenverhältnis unterwirft der Beamte sich 
diesem Rechtszustand. Br erwirbt mithin - anders als ein 
Arbeitnehmer eines privatrechtlichen Arbeitsverhältnis- 
ses - nicht ein seiner Höhe nach ein- für allemal festge­
legtes Gehalt, das nur noch mit seinem »Villen herabge­
setzt werden kann? vielmehr erwirbt er Gehaltsansprüche 
nur nach Massgabe der jeweils gültigen Gesetze. Diese Ge­
setze können in gewissem Umfang im Wege der Gesetzgebung 
auch gegen den Willen des Beamten für die Zukunft zu sei­
nem Nachteil geändert werden. Insoweit bedarf es nach Fort­
fall der positivrechtlichen Schranke des Art 129 V/eimVerf 
nicht mehr eines besonderen Vorbehaltes in den beamten­
rechtlichen Gesetzen. Aus üemAVesen des Beau»üenrechtsver- 
hältnisses als eines grundsätzlich unkündbaren Verhält-. 
nisses mit dem oben umschriebenen Inhalt ergibt sich je­
doch eine wesentliche Einschränkung der Änderungsbefugnis 
des Gesetzgebers: Die Bezüge können nur herabgesetzt wer­
den, soweit dadurch nicht gegen die Alimentationspflicht
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des Dienstherr» verstossen wird? dem Beamten müssen 
auch nach Herabsetzung der Bezüge die zum standesgemäß- 
sen Lebensunterhalt für ihn und seine Familie erforder­
lichen Mittel verbleiben. Das Recht auf Aufrechterhaltung 
der Eigenschaft als Beamter, das sich aus dem Beamten­
rechtsverhältnis als einem grundsätzlich unkündbaren Le­
bensverhältnis ergibt, würde nämlich verletzt, wenn die 
Grundlage dieses Hechtes, dib Führung eines standesge- 
mässen Lebens, durch Entziehung der standesgemässen Un­
terhaltsrente genommen würde. Das hat bereits das Reichs­
gericht (RGZ 134, 1 eingehend begründet; dem ist
der Bundesgerichtshof in ständiger Rechtsprechung, von 
der abzuweichen kein Anlass gegeben ist, gefolgt (z.B,
EGHZ 6, 208 /213/; 9, 359 ßtä/lj', 12, 161 /T8l/).

Für die Frage, wieweit die Beamten- und Hinterbliebe­
nenbezüge als "vermögenswertes Recht" (BGHZ 6, 270 /278?) 
im Sinne eines unentziehbaren Eigentumsteils anzusehen 
sind, ergibt sich aus dem Vorstehenden folgendess Soweit 
Bezüge nur unter Vorbehalt der Zulässigkeit der jederzei­
tigen Herabsetzung durch einfaches Gesetz gewährt worden 
sind, kann - jedenfalls solange sie noch nicht fällig ge­
worden sind, ein Fall der hier allein vorliegt (vgl zur 
Beurteilung der Bezüge nach eingetretener Fälligkeit BGHZ 
6, 208) - innerhalb der Grenze, in der eine Herabsetzung 
zulässig ist, vor ihrer Fälligkeit nicht von einem unent­
ziehbaren Eigentumsteil gesprochen werden» Es besteht zwar 
eine Anwartschaft, dass diese Bezüge in der zunächst be­
stimmten Höhe anfallen werden. Diese Anwartschaft ist je­
doch mit dem Vorbehalt belastet, dass sie zu einem Voll- 
recht auf Zahlung der Bezüge nur führt, wenn sie bis zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der vorgesehenen Bezüge nicht 
durch ein Gesetz aufgehoben wird. Deshalb kann auch die
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Anwartschaft innerhalb des Rahmens dieses Vorbehaltes 
nicht als unentziehbarer Eigentumsteil angesehen werden. 
Sie steht nicht unter dem Schutz der Eigentumsgarantie. 
Völlig anders dagegen ist das Beamtenrechtsverhältnis 
selbst und der aus ihm sich ergebende Anspruch auf Auf­
rechterhaltung der Eigenschaft als Beamter mit allen da­
raus abzuleitenden Ansprüche, wie insbesondere der daraus 
abgeleiteten lebenslänglichen Alimentationspflicht zu be­
urteilen. Bas Beamtenrechtsverhältnis selbst ist grund­
sätzlich ünentziehbar; es soll in seinen vermögensrecht­
lichen Auswirkungen, vor allem hinsichtlich der Alimenta­
tionspflicht des Bienstherm, die wirtschaftliche Sicher­
heit des Beamten bilden; es soll den Beamten die Entfal­
tung der Persönlichkeit geradeso garantieren, wie privat­
rechtliche BeschäftigungsVerhältnisse und das aus ihnen 
zu zahlende Beschäftigungsentgelt. Der Anspruch auf G-ewäh 
rung standesgemässer Alimentation ist daher geradeso wie 
das Entgelt aus einem bürgerlich-rechtlichen Arbeitsver­
hältnis zu den "Vermögenswerten” Rechten zu zählen und ge 
nießt daher auch den Schutz der Eigentumsgarantie * Bie 
Ansprüche des Beamten auf Gehalt und Versorgung, soweit 
sie aus der Alimentationspflicht des Bienstherrn fliessen 
stehen daher unter dem Schutz der Eigentumsgarantie. Zum 
Kern des Berufsbeamtentums gehört der Anspruch des Beam­
ten auf Sicherung seines und seiner Familie standesgemäs- 
sen Lebensunterhalts; er 1st in seiner Substanz durch die 
Eigentumsgarantie geschützt.

Ba nur noch die Schranke der allgemeinen Eigentumsga­
rantie in ihrer Beziehung auf die vermögensrechtlichen 
Ansprüche der Beamten und ihrer Angehörigen zu beachten 
ist,'bedarf es nicht mehr der Abhebung darauf, ob ein 
- früher im Hinblick auf Art 129 «eimVerf nötig gewesener
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ausdrücklicher Vorbehalt der Beschränkbarkeit einzelner 
vermögesnrechtlicher Ansprüche gegeben ist (so RG in JV/ 
1928, 1594 und noch BffHZ 9, 359 /567/3707).

Für die Zulässigkeit einer Herabsetzung von Bezügen 
ist es daher heute belanglos, dass durch § 2 Ziff 2 Si- 
cherungsVO (Herabsetzung der Höchstpension des Beamten von 
80$ auf 75$) und durch § 2 Ziff 3 SicherungsVO (Kürzung 
der Bezüge junger Witwen alter Beamter von 60$.des Ruhe­
gehalts praktisch auf ganz geringe Prozentzahlen) die Än­
derung von Bestimmungen des Deutschen 3eamtengesetzes (§§ 
89, 98) erfolgt ist, also gesetzlicher Bestimmungen, die 
nicht wie die Besoldungsgesetze ausdrücklich den Vorbehalt 
der Änderung durch spätere Gesetzgebung enthalten.

6) 2s bedarf aber - für die zunächst zu prüfende Präge 
nach der Vereinbarkeit der Sicherungsverordnung mit über­
geordnetem deutschem Recht - im Einblick auf die Eigentums­
garantie der Prüfung, ob trotz der vorgenommenen Kürzungen 
den betreffenden Witwen noch der Lebensunterhalt gemäss 
dem Stande ihres vei'storbenen Cannes verblieben ist.

Die durch § 2 Ziff 2 SicherungsVO angeordnete Herabset­
zung des Hundertsatzes des Ruhegehalts des Beamten von 80$ 
auf 75$ bedeutet eine so geringfügige Kürzung, dass sie 
aus dem in BGHZ 12, 161 /\TS3 tff entwickelten Inhalt der 
Alimentationspflicht unter Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse nach der Währungsreform für eine vorüber- ' • 
gehende Zeit als noch mit der Gewährung eines standesge- * 
müssen Lebensunterhalts hingenommen werden kann.

Schwieriger liegen die Verhältnisse bezüglich der durch 
§ 2 Ziff 3 SicherungsVO angeordneten Herabsetzung der Wit­
wenbezüge; diese Herabsetzung bedeutet in vorliegendem 
Pall, dass der Klägerin nur 50$ der ihr ursprünglich zuste-
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henden Bezüge verbleiben. Praktisch hat das zur Folge, 
dass die Y/itwe statt bisher (§98 DBG) 60# nur noch 30# 
des Buhegeha]ts ihres verstorbenen Ehemannes erhält. Es 
erhebt sich die Frage, ob diese 50#ige Kürzung der Ver­
sorgungsbezüge nicht so gross ist, dass die Witwe, deren 
Bezüge so stark herabgesetzt worden' sind, aus dem Milieu 
der Beamtenklasse, der ihr Ehemann angehört hat, dadurch 
praktisch in das Milieu einer Beamtenklasse eingestuft 
worden ist, die wesentlich geringer bezahlt wird. Der Se­
nat (3GHZ 12, 161 /T81jr) hat in Übereinstimmung mit dem 
Heichsgericht in RGZ 134, 1 j4-157 bereits aus geführt, 
dass unter der gewährleisteten Fortdauer des Beamtenrechts­
verhältnisses und seinen ebenfalls gewährleisteten wesent­
lichen Grundlagen insbesondere zu verstehen ist die ganze 
Ordnung des Berufsbeamtentums, wie sie in der verschiedenen 
Gliederung der einzelnen Beamtenklassen, in ihrem Aufbau 
von unten nach oben und auch in der Gewährung einer stan- 
aesgemässen Unterbaitsrente zum Ausdruck kommt, die dem 
Range der jeweiligen Stellung und der mit dem Amte verbun-. 
denen Verantwortung angepssst ist. Ein solcher Verstoss 
gegen die hierarchische Ordnung des Berufsbeamtentums, 
eine Zerstörung seiner Grundlagen und damit ein wider die 
jSigentumsgarantie verstossender Bingriff in das Beamten- 
rechtsverhältnib könnte dann vorliegen, wenn eine Gruppe 
von Beamten erheblich tiefer eingestuft würde als sie es 
bisher war. Welche Voraussetzungen im einzelnen erfüllt 
sein müssten, um einen wider die Eigentumsgarantie ver- 
stossenden Eingriff in das Beamtenrechtsverhältnis bejahen 
zu können, braucht hier nicht allgemein erörtert zu wer­
den.

Mit Recht verweist die Revision darauf, dass eine 
50#ige Kürzung der normalen Versorgungsbezüge der Witwen
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bei einem Altersunterschied der Ehegatten von mehr als 
15 Jahren alter beamtenrechtlieher Tradition entspricht. 
Sie nimmt zutreffend Bezug dafür auf das Gesetz betr.die 
Fürsorge für die Witwen und Waisen der unmittelbaren 
Staatsbeamten vom 20.Mai 1882 (PrGS 298), das Reichsge­
setz betr.die Fürsorge für Witwen der Reichsbeamten und 
der Civilbeamten vom 20.April 1881 (RGBl S 85), das Ba- 
dische Beamtengesetz in der Fassung- vom 15.Dezember 1921 
(GVBl Bad 1922, S 21), das Bayerische Beamtengesetz vom 
16.August 1908 (GVBl Bay S 581) in der Fassung vom 29. 
August 1925 (GVBl Bay S 309), das Württemberg!sehe Gesetz 
vom 21.Januar 1929 (RegBl Württemberg S 7) und das Reichs­
beamt en-Hinterbliebenengesetz vom 17.Hai 1907 (RGBl S 208). 
In der Tat enthalten alle diese Gesetze Kürzungsbestim­
mungen ähnlicher Art wie § 2 2iff 3 SicherungsVO. Auch in 
der Nacbkriegsgesetzgebung finden sich entsprechende Rege­
lungen, so in § 129 BBG vom 14. Juli 1953, im Iiandesbeam- 
tengesetz für Berlin (GVBl Berlin 1952, 603) und im Dan- 
desbeamtengesetz für Nordrhein-Westfalen (GVBl für NHhWf 
1954, 237). Sine Kürzung dew Witwengeldes junger Witwen 
alter Beamter.bis zu 50$ wird'also allgemein für zulässig 
angesehen, um nachteiligen Wirkungen von Versorgungsehen 
auch hei länger bestehenden Ehen mit ungewöhnlich grossem 
Altersunterschied der Ehegatten zu begegnen. Damit hat 
der Gesetzgeber zugleich im Rahmen seiner Zuständigkeit 
festgesetzt, was für den Lebensunterhalt solcher Witwen 
nach dem otand ihrer verstorbenen Männer erforderlich ist* 
Aus den angeführten Gesetzen ergibt sich, dass über lange 
Zeitspannen hinweg als Norm davon ausgegangen wurde, Wit­
wengelder junger Witwen alter Beamten könnten bis auf 50$ 
der Normalbezüge der Beamtenwitwen gekürzt werden. Die Be­
seitigung der früheren KürzungsbeStimmungen durch das 
Deutsche Beamtengesetz von 1937, die die Anregung zu ver-
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mehrten bheSchliessungen aus bevölkerungspolitischen 
Gründen bezweckte (vgl Brand DBG 4»Aufl § 98 Anm 6 S 667), 
widerspricht demnach der gesamten früheren Übung und, wie 
die nach dem Zusammenbruch erlassenen neuen Beamtengesetze 
ergeben, auch der heutigen Auffassung. Die Sonderregelung 
des Deutschen Beamtengesetzes kann daher nicht als ein 
w e s e n t l i c h e s  Ordnungsprinzip des Beamtentums 
angesehen werden.

Die Herabsetzung der Bezüge junger Witwen alter Beam­
ter bis auf 50$ der regelmässigen Witwenpension verstößt 
in dem Umfang, wie er in § 2 Ziff 5 der SicherungsVO er­
folgt ist, nicht gegen die Eigentumsgarantie.

7) Auch ein Verstoss gegen den Gleichheitssatz liegt 
nicht vor, da die Verhältnisse junger Y/itwen alter Beamter 
* wesentlich anders liegen als die Verhältnisse solcher Wit­
wen, die im Alter ungefähr ihrem verstorbenen Ehemann 
gleichgestanden haben. Es kann nicht der Vorwurf der Be­
rücksichtigung eines sachfremden Gesichtspunktes erhoben 
werden etwa mit der Begründung, der Dienstherr habe seine 
Verpflichtung verletzt, dem Beamten und seiner Witwe le­
benslänglich standesgemässe Alimentation zu gewähren, er 
dürfe sich dabei nicht darum kümmern, ob der Beamte eine 
seinem Lebensalter entsprechende oder eine erheblich jün­
gere Frau geheiratet habe. Die Beamtenwitwe erhält lebens­
länglich Alimentation - abgesehen von deren Höhe - ohne 
Rücksicht darauf, wie lange ihr Ehemann als Beamter tätig 
geworden ist, und ohne Rücksicht darauf, ob die «einbehal­
tenen Gehaltateile des Beamten« auch nur annähernd dem Wer­
te einer solchen lebenslänglichen Alimentation der Witwe 
entsprechen. Der Beamte ist daher völlig anders gestellt 
als der freiberuflich Tätige, der seiner Witwe nur so viel
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hinterlassen kann, wie er vorher flir sie gesichert und 
zurückgelegt hat, der dann aber darüber auch frei verfü­
gen und es auch seiner an Lebensjahren unverhältnismässi g 
jungen Witwe zuwenden kann- Der Beamte dagegen erhält be­
reits nach kurzer Dienststellung lebenslängliche Versor­
gung für seine Witwe, muss es aber andererseits trotz 
lebenslanger (Tätigkeit für den Bienstherm in Kauf nehmen, 
dass seine Witwe, wenn er sie erst nach seiner Zurruhe­
setzung heiratet, keinen Versorgungsanspruch hat. Die Ali­
mentationspflicht des Staates für die 7/itwe geht ferner 
von dem Regelfall aus, dass Kann und Krau einander im 
Lebensalter in etwa entsprechen^ nur unter dieser Vor­
aussetzung wird dem Beamten für seine Witwe lebensläng­
liche, nach dem Stande des Mannes bemessene Alimentation 
in -Aussicht gestellt. Die Berücksichtigung des erheblichen 
Altersunterschiedes zwischen dem Beamten und seiner Ehe­
frau bei Bemessung des Witwengeldes findet daher ihre 
Rechtfertigung in der besonderen Ausgestaltung der Witwen­
versorgung im Beamtenrecht. Die Bichtberücksichtigung ei­
nes solchen erheblichen Altersunterschiedes würde bei der 
Ausgestaltung, die das Versorgungsrecht der Witwen unab­
hängig von der Dienstzeit des Beamten in der Beamtenge­
setzgebung gefunden hat, zu einer unberechtigten Begün­
stigung von Veisorgungsehen zwischen alten Beamten und 
jungen Witwen führen (vgl dazu Verhandlungen des Deutschen 
Bundestages Sitzung vom 13.Mai 1953 - Protokoll S 13071/2), 
die selbst von den Prauenverbänden als unberechtigt abge­
lehnt wird (Kurzprotokoll des 25«Ausschusses des Deutschen 
Bundestages vom 4-September 1952 Nr 174 S 3). Deshalb hat 
auch unter Berücksichtigung des Gleichheitssatzes der Ge­
setzgeber der Sicherungsverordnung in zulässiger Weise 
den Kreis der jungen Witwen alter Beamter gesondert behan-



aeit und höheren Kürzungen als die anderen Versorgungs­
bezüge von Beamten und Witwen unterworfen,

8) Bei der Prüfung der Frage, ob § 2 Ziff 3 Sicherungs- 
VO sich im Rahmen des § 27 Abs 2 a UmstG gehalten hat, ist 
von dem durch den Senat in BGHZ 9, 359 £564/ entwickelten 
Grundsatz auszugehen, dass der Verordnungsgesetzgeber 
durch § 27 UmstG ermächtigt worden ist, die Fwegelungen 
der einzelnen beamtenrechtlichen Gesetze, auch soweit 
sie Reichsgesetze waren, zu ändern, dass diese Ermächti­
gung aber nicht, die Befugnis umfasste, über die Änderun­
gen einzelner beamtenrechtlicher Bestimmungen hinaus die 
das Beamtenrecht beherrschenden Grundsätze zu ändern und 
in die Eigentumsgarantie einzugreifen. .dass es dabei nicht 
mehr auf die dort noch im Hinblick auf Art 129 UeimVerf 
getroffene Unterscheidung ankommt, ob Bestimmungen der 
Besoldungsgesetze oder solche der Beamten^esetze geändert 
werden, ist bereits dargelegt.

Unter Berücksichtigung des unter IV, 5 bis 7 Ausge­
führten lässt sich demnach eine Überschreitung der in 
§ 27 Abs 2 a UmstG gegebenen Ermächtigung nicht feststel­
len c

-die hier allein noch streitige Kürzung der Versorgungs­
bezüge junger Witwen al-ter Beamter ist auf 50# durch § 2 
Ziff 3 SichVO daher gültig,

- 9) An dieser Rechtslage hat sich durch die Schaffung des 
Grundgesetzes nichts geändert. Die Bezüge der Klägerin 
waren nach dem Ausgeführten bereits bei Inkrafttreten des 
Grundgesetzes in zulässiger Y/eise bis auf den hier unstrei 
tigen Betrag von 50# der ursprünglichen Bezüge gekürzt.

. Eines Eingehens darauf, welchen Einfluss die Berücksichti-
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gung der übernommenen Grundsätze des Berufsbeamtentums 
in *rt 33 Abs 5 GrundG auf die Möglichkeit der Herab­
setzung einmal gewährter Versorgungsbezüge hat, bedarf 
es daher nicht.

. Infolgedessen ist die Klage in vollem Umfang unter 
Zurückweisung der Anschlussrevision der Klägerin abzu­
weisen. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus §§ 91»
97 ZPO.

Dr.Geiger Dr.Pagendarm Dr.Weber
Dr.Kreft Bundesrichter Dr.Beyer ist

beurlaubt und kann deshalb 
nicht unterschreiben,

Dr.Geiger
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